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mehr für eine inhaltlich verstandene, reale Rechtsein- 
heit geleistet hat als die ganze bürgerliche Gesetz­
gebung seit 1871. Mithin gibt es „die“ Rechtseinheit 
ebensowenig wie „das“ Recht oder „die“ Moral!

AlleinvertretungsanmaSung der Bandesjustiz

Der klassenindifferente, formalisierte Begriff der 
rtechtseinheit, mit dem manche Politiker und Rechts­
wissenschaftler der Bundesrepublik operieren, erlaubt 
und erzeugt gleichwohl ziemlich reale, reaktionäre 
Konsequenzen. Insbesondere verträgt er sich bestens 
mit jenem offen revanchistischen und aggressiven 
Standpunkt, der die Zuständigkeitsgrenzen der bun­
desdeutschen Gesetzgebung und Rechtsprechung nach 
ihrem Verlauf zur Nazizeit konzipiert.
Der Standpunkt, der mit den Grenzen des ehemaligen 
Deutschen Reiches von 1937 operiert, bestimmt zahl­
reiche Entscheidungen westdeutscher Gerichte und 
wird nicht selten ausdrücklich mit einer Art Allein­
vertretungsanmaßung der Bundesjustiz verknüpft12. 
Eines der bekanntesten Beispiele hierfür bietet wie­
derum das Urteil des Bundesverfassungsgerichts ge­
gen die KPD. In den Urteilsgründen heißt, es:

„Die Wiederherstellung der staatlichen Einheit 
Deutschlands ist ein vordringliches nationales Ziel; 
das ist politisch selbstverständlich, folgt aber auch 
aus dem rechtlichen Gesichtspunkt, daß das Deut­
sche Reich durch, den Zusammenbruch vom Jahre 
1945 als Staats- und Völkerrechtssubjekt nicht un­
tergegangen ist. Das Grundgesetz trägt dem Rech­
nung.“13

Und wie um Mißverständnissen über die aggressiven 
Intentionen des Gerichts vorzubeugen, beeilt es sich 
mit der Feststellung, das Grundgesetz der Bundes­
republik, gehe „von der Vorstellung des fortbestehen­
den gesamtdeutschen Staates aus und betrachtet die 
von ihm aufgerichtete Staatsordnung als eine Aus­
übung gesamtdeutscher Staatsgewalt auf einem räum­
lich zunächst beschränkten Gebiet“14.
Wieder zeigt sich die dogmatische Abstraktion vom 
tatsächlichen gesellschaftlichen Leben. Wieder wird 
die imperialistische Ideologie, wird die „Vorstellung“, 
die idealistische Fiktion zum Ausgangspunkt der Be­
trachtung genommen und wird so ein Angriff geführt 
auf die Interessen der Arbeiterklasse und der ande­
ren demokratischen Kräfte nicht nur im Bereich der 
Bundesrepublik, sondern auch über die Grenze zwi­
schen BRD und DDR hinaus. Die (angemaßte) Aus­
übung „gesamtdeutscher“ Staatsgewalt sei räumlich 
„zunächst“ noch beschränkt, heißt es. Warum zu­
nächst?, fragt man sich und bekommt die fast gleich­
lautenden Antworten der markanten Exponenten der 
CSU und der CDU Westdeutschlands:
Franz Josef Strauß: „Auf die Dauer kann es kein 
(West-)Deutschland geben, das wirtschaftlich ein Riese 
und politisch ein Zwerg ist.“15

Rainer Barzel: „Auf die Dauer ist es nicht gut, ökono­
misch zu der Spitzengruppe der Welt zu gehören und 
politisch knapp im Mittelfeld zu sein.“16

И Vgl. dazu „Die Völkerrechts- und Grundgesetzwidrigkeit der 
westdeutschen Gesetzgebungs- und Justizpraxis, Bürger an­
derer Staaten der Rechtshoheit der Bundesrepublik zu unter­
werfen“, Gutachten des Instituts für internationale Beziehun­
gen der Deutschen Akademie für Staats- und Rechtswissen­
schaft „Walter Ulbricht“, NJ 1966 S. 449 ff.; Die juristische 
Aggression Bonns bedroht den Frieden Europas, Materialien 
einer Beratung des Verfassung»- und Rechtsausschusses der 
Volkskammer der DDR, Schriftenreihe: Aus der Tätigkeit der 
Volkskammer und ihrer Ausschüsse, 5. Wahlperiode, Heft 13, 
Berlin 1968.
13 KPD-Prozeß, a. a. O., S. 604.
14 Ebenda, S. 605.
45 Strauß, Herausforderung und Antwort, Stuttgart 1968, S. 203. 
16 Barzel, a. a. O., S. 106.
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Der ehemalige Staatssekretär im Bundesinnenministe­
rium und Prözeßbevollmächtigte der Adenauer-Regie­
rung während des KPD-Prozesses, Ritter von Lex, be­
gründete einen seiner Anträge gegen die KPD so:

„Die Klageerhebung ist nicht nur durch die unab­
dingbaren Pflichten der Bundesregierung auf dem 
Gebiet des Schutzes der Verfassung geboten, sie 
entspricht auch den richtig verstandenen Interessen 
der deutschen Wiedervereinigung.“17 

Und Barzel bescheinigt die Aktualität dieses Urteils, 
wenn -er schreibt: „Wer das ganze Deutschland in 
Freiheit Will, darf das schon in Freiheit geordnete 
deutsche Gemeinwesen nicht mißachten.“18 Als ob es 
„die“ Freiheit gäbe, und nicht in Wahrheit die Freiheit 
der Monopole'und die Freiheit der demokratischen 
und der sozialistischen Kräfte zwei schroffe Gegen­
sätze des Klassenkampfes wären.
Der KPD-Prozeß und das Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts dienen nach wie vor den Interessen der 
aggressivsten Kräfte des westdeutschen Monopolkapi­
tals und schaden den Interessen der Demokratie, des 
Fortschritts, des Friedens und der Entspannung. 
Gleichwohl wird dieses Urteil von der offiziellen bun­
desdeutschen Rechtstheorie wie eine heilige Kuh be­
handelt, die vielleicht nicht ganz geruchlos, aber je­
denfalls unantastbar ist.
Wer sich damit abgefunden hat, daß in der großen 
Politik harte Kontraste unvermeidlich sind, und wer 
dafür um so mehr Beweglichkeit im „zwischenmensch­
lichen Bereich“ erwartet, der muß feststellen, daß die 
Bundesjustiz auf jedem Sektor ihrer Spruchpraxis 
unantastbare Heiligtümer hütet. So besteht die Allein- 
vertretungsanmaßung der Bundesjustiz unangefochten 
z. B. auch im Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
14. Juli 1964 — ГѴ ZR 179/63 — fort, in dem es heißt, 
daß die DDR „gegenüber der Bundesrepublik Deutsch­
land grundsätzlich kein Recht auf Beachtung • ihrer 
Rechtsordnung“19 besitze. Auch diese Entscheidung 
gibt Aufschluß über den imperialistischen Klassen­
charakter der Rechtsprechung in Westdeutschland, und 
zwar gerade im Bereich des Familienrechts, von dem 
bürgerliche Rechtswissenschaftler behaupten, er habe 
es mit „schlechthin menschlichen Regelungen“ zu tun, 
sei also klassenindifferent.
Dem Urteil des Bundesgerichtshofs liegt eine Nichtig­
keitsklage zugrunde, die sich gegen die in der DDR 
geschlossene Ehe eines nach dem Krieg in der Bundes­
republik für tot erklärten, aber lebenden Mannes 
richtet. Da seine frühere Ehe nach dem Recht der 
DDR durch die Todeserklärung aufgelöst ist (§ 37 FGB 
bzw. früher §§ 4 und 17 Abs. 1 EheVO), nach dem 
Recht der Bundesrepublik jedoch nur im Falle einer 
Wiederverheiratung der nicht für tot erklärten frühe­
ren Ehefrau als aufgelöst gilt (§ 38 Abs. 2 EheG von' 
1946), mußten sich die westdeutschen Gerichte zu ein­
fachen Grundsätzen des Internationalen Privatrechts 
im Verhältnis zwischen der DDR und der BRD äußern. 
Der Bundesgerichtshof behandelte dabei die DDR 
durchgängig als Inland der Bundesrepublik, leugnete 
die Völkerrechtssubjektivität der DDR und behauptete, 
die DDR hätte „kein Recht auf Beachtung ihrer Rechts­
ordnung im Sinne des erwähnten völkerrechtlichen 
Grundsatzes (nämlich, daß jedes Mitglied der Völker­
rechtsgemeinschaft die Rechtsordnung der anderen 
Völker anzuerkennen hat — P. B. S.) ... Entscheidend 
dafür ist allein, daß die Rechtsordnung der Bundes­
republik es gebietet, soweit Fragen des geteilten 
Deutschland eine Rolle spielen, das Recht so anzuwen­
den und auszulegen, wie es der gesamtdeutschen Ver-

17 KPD-Prozeß, Dokumentarwerk, Karlsruhe 1956, Bd. 1, S. 77.
18 Barzel, a. a. O., S. 98,
19 Juristische Rundschau 1965, Heft 2, S. 60.


